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Amtrichse These-
Nr. 1153. Betrifft die Gewerbesteuer-« Zu- und

Abgangs-Listen. —

Nach den wiederholt in Erinnerung gebrachten
generellen Vorschriften vom 28. November 1860 und
29. 9310i 1861 lCurrende Nr. 3,210 und 3,296) sollen
die halbjährlichen Gewerbesteuer-Zu- und Abgangslisten
in duplo, bis zum 15. Juni und 15. Dezember j. J.
hier eingeben. « - »

Für das Il. Semester 1866 sind dieselben aber von
der Hälfte der Ortschaften des Kreises bis heute noch im]
Rückstande, weshalb die betreffenden Ortsgerichte hier-
durch aufgefordert werden, die noch fehlenden Listen,
resp. Negativ-Anzeigen, bestimmt bis zum 24. d. Mts.
hierher einzusenden, widrigensalls solche auf Kosten der
Säumigem durch Boten würden abgeholt werden müssen.

Jn Zukunft wird übrigens, zur Vermeidung von
Weiterungen, die pünktliche Jcmehaltung der ein- für
allemal festgesetzten Termine erwartet

Oels, den 20. Dezember 1866.
Königliches Kreis-Steuer-Amt.

Zähnen

Nr. _1154. Betreffend Terminssachem

Die Magisträte und Dorfgerichte des Kreises werden
hiermit ersucht resp. veranlaßt, folgende Termins:Sacben:
1) Die Nachweisuug der bei den Astociaien der·Proomzial·-

Land-Feuer-Societät im 11. Semester c. vorgekom-
menen Namens-Veränderungen, bis zum 31. D. Nits»
die Nachrichten über die Bewegung des Grund-
Eigenthums bis zum l. Februar 1867,
Die Atteste über Abnahme der Gemeinde-Rechnungen
pro 1866, bis zum 15. Januar 1867,

4) die Nachweisungen der vorhandenen Irren, bis zum
15. Januar 1867,

5) Die Jmpflisten pro 1867, bis zum l. Februar 1867,
bestimmt dem Landraths-Aiiite einzureichen.

Oels, den 17.«Dezember 1866.
Der Königliche Landrath.

von der Berswordt.

2)

3)  

Nr. 1155. Betreffend die Jus-Wen pro 1867..t

Bei Revision der Jinpfiisten für 1866 hat der
Königl. Herr Kreisphysikus wiederum Ezu verschiedenen
Ansstellungen Anlaß gefunden. Jindem ich die bezüg-
lichen Mängel hierdurch inittbeile, erfuche resp. veran-
lasse ich die Magisträte und Ortsgerichte: dieselben bei
Anfertigung der Jmpflisten für 1867 sorgfältig zu Ver-
meiden. «

Namentlich waren:
in vielen Listen wiederum die im Jahre vorher un-
geimpft gebliebenen Kinder nicht übertragen.
Die Kinder anderer Confessiouen, als der im Dorfe
vorwiegeuden, fehlten häusig in den Listen ganz.
Besonders war dies auch in diesem Jahre trotz der
vorhergegangeuen bezüglichen Aufforderungen bei den
zur feparirten lutherischen Gemeinde gehörigen Kindern
der Fall.
Die Eintragung Neuangesiedelter ist vielfach sehr
mangelhaft bewirkt worden« .
Viele Listen waren fo eng vollgefchriebeu, daß zu
Nachträgen, wie. sie sich bei der Jmpfung sehr häufig
nothwendig machen, gar kein Plritz mehr übrig wars
Oels, den l7. Dezember 1866. -

Der Königliche Landrath.
« von der Berswordt.

Nr. 1156. Betrifft die Klasseusteuer-Rollen pro 1867.

Nachdem die Klassensteuer-Rollen für das Jahr 1867
von der Königlichen Regierung festgestellt worden sind,
beauftrage ich die Ortsgerichte, diese Rollen vom 24. d.
Mts. ab von hier abholen zu lassen. .

Unter Bezugnahme auf Passus V. meiner Currende
vom 20. September 1861 Nr. 3353 veranlasse ich die
Magisträte und Ortsgerichte, gemäß des § 11 der Mi-
nisterial-Instruktion vom 8. Mai 1851 (außerordentliehe
Beilage zu Nr. 21 des Amtsblattes pro 1851) Die
Klassensteuer-Rollen zur Einsicht der Steuerpflirhtigen
öffentlich auszulegen und zu diesem Zwecke in orts-
üblicher Weise bekannt zu machen, daß, wo und in
welcher Frist dies geschieht. Den Steuerpflichtigen ist

I)

2)

3)

4)
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außerdem noch besonders mitzutheilen, wie viel Steuer
sie künstighin zu entrichten haben.
Rollen muß baldigst erfolgen und darf nicht bis über
den 31.Dezember 1866 verzögert werden.
gegen die Veranlagung müssen binnen 3 Monaten, vom
Tage der Vekanntmachung der Rollen an gerechnet, bei
dem hiesigen Landrathsamte schriftlich angebracht werden,
wovon die Steuerpflichtigen ebenfalls in Kenntniß zu
setzen sind.

Bis zum 8. Januar 1867 ist hierher zu berichten,
daß die Steuerpflichtigen mit den von ihnen zu zahlen-
den Klassenstenerbeträgen pro 1867 bekannt gemacht Nr. 1159.
warben finb, und an welchen Tagen die Rollen öffentlich
ausgelegen haben.

Oels, den 21. Dezember 1866.
Der Königliche Landrath.

von der Berswordt.

Nr. 1157.
in Festenberg sind bis heut bei der Kreis-Commn-

vol-Kasse hierselbst eingegangen:
1) Von dem Herrn Kreis-Deputirten,
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Indem ich den mildthätigen Gebern für diese Spen-
den Namens der armen Abgebrannten meinen Dank
ausspreche, bemerke ich, daß sernerweite Beiträge bei
obengenannter Kasse angenommen werden.

Oels, den 20. Dezember 1866.
Der Königliche Landrath.

von der Berswordt.
i

  

Die Auslegung der

Reklamationen
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Nr. 1158. Betreffend eine gefundene Waldkette.
Am 3. D. Mis. ist auf Der Chaussee bei Katutsche

eine eiserne Waldkette gesunden worden.
Der sich legitimirende Eigenthümer kann dieselbe

binnen l4 Tagen in meinem Bureau in Empfang neh-
men. Erfolgt innerhalb dieser Frist keine Meldung, so
wird der Fund dem Königl. Kreisgericht übergeben werden.

Oels, den 19. Dezember 1866. 

 
 

Der Königliche Landrath.
von der Berswordt.
 

Bekanntmachung.
Der Knecht Johann Lochno soll wegen eines gegen

seine Dienstherrschaft verübten Diebstahls zur Untersu-
chung gezogen werden. Es wird ersucht, im Betretungs-
falle denselben festzunehmen und an die Kreis-Gerichts-
Commission Festenberg abzuliefern.

Signalement: Name: Johann Lochno, -—— Ge-
An Geldbeiträgen für die Abgebrannten burtsort: Tfcheschen, —- Größe: 5 Fuß 3 Zoll, —

Gesicht: voll, —- Haare: schwarz, —— Körperbau: un-
tersetzt, —- Bart: rafirt.

Bekleidet war derselbe mit einem schwarzen Pa-
letot, einer schwarzen Tuchmütze mit Pelzwerk, ein Paar

- grauen Leinwandhosen, einer Zeugweste, ein Paar lan-
gen Stiefeln-

Oels, den l2. December 1866.
Der Königliche Staats-Anwalt.

Nr. 1160. Bekanntmachung.
Vom 15. d. M. ab kommen bei einem Theile der

Preußischen Post-Anstalten zwei neue Sorten von Post-
freimarken zu den Werthbeträgen von 10 Silbergroschen
und 30 Silbergroschen versuchsweise zur Anwendung.
Marken dieser Art werden von den Post-Anstalten nur
zur Verrechnung des vom Publikum baar bezahlten
Franko verwendet. Ein Verkauf dieser Marken an das
Publikum findet vorerst nicht statt. Es ist daher auch
eine Verwendung derselben von Seiten der Absender als
ausgeschlossen zu erachten.

Berlin, den 10. Dezember 1866.
General-Post-Amt.

von Philipsborn.
—

Nichtamtcicher zoom.
Ein Fortschritt des preußischen Ver-

fassungslebens.
Die Staatshaushalis-Berathungen im Abgeordne-

tenhanse sind zu Ende geführt.
Nachdem die Vorberathung im Hause in angestreng-

ten Sitzungen während der vorigen Woche zum Abschiusse
gekommen war, hat am Dienstag (18.) Die sogenannte
Schlußberathung stattgefunden.

Bei dieser wiederholten und endgültigen Beschluß-
nahme konnten alle streitigen Fragen nochmals aufge-
worfen werben: Die Gegner der Regierung konnten die
Beschlüsse, die sie früher nicht durchgesetzt hatten, aufs
Neue in Vorschlag bringen, die Regierung und ihre
Freunde dagegen den Versuch machen, einzelne Forde-

I

 

rungcn, welche bei der Vorberathung abgelehnt oder nur
mit erheblichen Einschränkungen bewilligt waren, nach-
träglich vollständig durchzusetzen.

Wäre ans solche Weise das Ergebniß der Vorbem-
thung von der einen oder anderen Seite mit Erfolg-
wieder in Frage gestellt worden, so wäre möglicher Weise
die ganze bisherige Arbeit vergeblich gewesen und die
Hoffnung auf das endliche rechtzeitige Zustandekommen
eines Staatdhaushalts vereitelt worden. Bei der völlig
ungewissen und schivankenden Mehrheit, mit welcher die
Beschlüsse in den letzten Wochen gefaßt worden waren,
hätte es leicht geschehen können, daß manche wichtige
Entscheidung und damit die neu angebahnte Verständi-
gung zwischen der Regierung und der Landesvertretung
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nachträglich wieder erschüttert worden wäre. Beiden
Theilen mußte daher itn Jnteresse des Landes daran
liegen, die Berathung ohne neue Zwischenfälle und Stö-
rungen zum Abschlusse zu bringen, und deshalb auf wei-
tere Abänderungen der einmal gefaßten Beschlüsse zu
verzichten.

Jn diesem Sinne wurde beim Beginne der Schluß-
berathung erfreulicher Weise von einem Abgeordneten der
Linken (Jung) der Antrag gestellt, in eine erneute Ab-
stimuiung über die einzelnen Theile des Budgets nicht
einzugehen, sondern allen in der Vorberathung gefaßten
Beschlüssen mit einem Male (en bloc) Die endgültige
Zustimmung zu ertheilen.

Die Regierung erklärte sich hiermit einverstanden
und ihrerseits bereit, die von dem Hause vorläufig ge:
strichenen oder beschränkten Forderungen für jetzt fallen
zu lassen.

Der Minister-Präsident Graf Bismarck gab Na-
mens der Staats-Regierung folgende Erklärung ab:

»Wenn der soeben gestellte Antrag die Annahme
des Hauses fände, so würden wir uns zum ersten Male
seit fünf Jahren in Der Lage befinden, ein gesetzmäßiges
Budget zu Stande kommen zu sehen; wir würden zum
ersten Male, seit die Verfassung in Wirksamkeit ist, in
der Lage sein, ein solches Budget vor Beginn des Jah-
res, für welches es bestimtnt ist, zu Stande zu bringen.

Dieses Budget, so wie es liegt, läßt wesentliche
Forderungen der Regierung unerfüllt, durch deren Nicht-
bewilligung die Führung der Regierung wenn auch nicht
unmöglich gemacht, aber in einzelnen Zweigen wesentlich
erschwert wird, Forderungen, deren Nichterfülliing unse-
rer Ansicht nach wesentlich die Interessen des Landes be-
nachtheiligt. Jch darf die einzelnen Posten nicht auf-
zcihlen, ich bestätige nur wiederholt, daß die Regierung
Nichts gefordert hat, dessen sie nicht zur Führung der
Geschäfte ehrlich zu bedürfen glaubte. Wenn nichtsdesto-
weniger die Regierung versuchen will, mit diesem Bud-» get die Geschäfte das Jahr hindurch zu führen, so ge-

und im folgenden die genauer aufzuklärende Kammer
anzurufen. ob sie dann nicht für gut findet, uns, was
sie uns heute vorenthalten, zu bewilligen.«

Diese Erklärung machte im größten Theile des Hari-
fes sichtlich einen febr günstigen Eindruck; aus der Ver-
sammlung selbst wurde nochmals die Nothwendigkeit her-
oorgeboben, in Der gegenwärtigen Lage jeden neuen Zwist
zu vermeiden und eine Einigung mit der Staatsregie-
rung zu suchen.

Dieselben Männer der Fortschrittspartei aber, welche
von Friede und Versöhnung, von Anerkennung Der Ver-
dienste der Regierung und von Unterstützung ihrer Politik
Nichts wissen wollen, die Herren von Hoverbeck, Virchow
und Genossen widersetzteii sich auch bei dieser Gelegen-
heit der Verständigung. Sie erklärten: es sei nutzlos,
der jetzigen Regierung gegenüber von Budgetrecht zu
sprechen. Die Regierung müsse das Budget so anneh-
men, wie das Abgeordnetenhaus es beschließe.

Dieser Widerspruch hatte jedoch nur die Folge, daß
man davon Abstand nehmen mußte, über den ganzen
Staatshaushalt, wie er in der Vorberathung angenin-
men worden, jetzt mit einem Male abzustimmen; viel-
mehr rnußten alle Theile des Staatshanshalts nochmals
der Reihe nach durchgenotnmen werden.

Die Regierung erklärte nun durch den Finanzminister,
daß sie dennoch bei ihrer angekündigteu Absicht stehen
bleiben wolle, insofern durch die einzelnen Abstimmungen
an den früheren Beschlüssen des Hauses Nichts geändert.
werde.

Das Haus genehmigte nunmehr alle früheren Be-
willigungen aufs Neue, und wies einen Versuch des
Abgeordneten Virchow, die Militärfrage nochmals aus-
zurühren, mit einer weit überwiegenden Mehrheit (230
gegen 92 Stimmen) zurück.

Schließlich wurde das ganze Staatshaushaltsgesetz
mit allen gegen 5 Stimmen (Johann Jacoby u.- s. w.)
angenommen.

Das Herrenhaus wird das Gesetz unverweilt in
schieht dies, um ihre Achtung vor den Beschlüssen dieseslschleunige Berathung nehmen und unzweifelhaft ebenso
Hauses zu bethätigen, um ihren Ernst zu bethätigen, wie die Regierung alle Bedenken gegen einzelne Beschlüsse
mit dem sie gesonnen ist, das Budgetrecht dieses Hauses
anzuerkennen, und den Ernst, mit dem sie den Entschluß
ausgesprochen hat, mit Ihnen gemeinsam an dem ge-
meinsamen Werke fortzuarbeiten.

Cs würde dann unsere Verfassung eine schwere
fünfjährige Prüfung siegreich bestanden haben und wir
würden aus den Weg beiderseitiger Verständigung uns
begeben haben, Den Die Regierung vor Jahren schon als
die Grundbedingung alles Verfassungslebens bezeichnet
hat, den Weg der gegenseitigen Nachgiebigkeit, der ge-
genseitigen Anerkennung.

Um dieses Ziel zu erreichen, um Jhnen gleichzeitig
das Pfand zu geben, daß die Regierung es ehrlich meint,
erkläre ich im Namen der Regierung, daß, wenn dieses
Budget, wie es nach den Vorbeschlüssen des Hauses jetzt
vorliegt, en bloc angenommen wird, die Regierung ver-
suchen wird, mit diesem Budget, nachdem es zu Stande  gekommen, Ihren Absichten und den staatlichen Möglich-
keiten entsprechend, das Verwaltungsjahr zu durchleben,

des Abgeordnetenhaufes bei Seite setzen, um das Zu-
standekommen und die Veröffentlichung des Staatshaus-
halts vor Eintritt des neuen Jahres zu ermöglichen.

 

So ist denn einer der bedeutendsten Erfolge für die
Entwickelung und Fortbildung unseres Verfassungslebens
nunmehr gesichert.

Mit der Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes
in der Staatshaushalts-Verwaltung überhaupt ist zu-
gleich erreicht, was seit Gründung unserer Verfassung
unter der liberalen Regierung ebenso wie unter der frühe-
ren konservativen vergeblich erstrebt worden war: eine
rechtzeitige Feststellung des Staatshaushalts.

Das Verdienst unt diesen Fortschritt gebührt gleich-
mäßig beiden Theilen: der Landesvertretung wie der
{Regierung

Der Präsident des Abgeordneteuhauses von Forten-
beck hat seine ganze Energie und Umsicht, sein ganzes
wohlverdientes Ansehen unter allen Parteien daran gesetzt,
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die wichtige Aufgabe, in welcher er von vorn herein eine
Ehrensache des Hauses erkannte, glücklich durchzuführen.
Er hat dabei die willige Unterstützung aller gemäßigten
Parteien des Hauses gefunden. Namentlich verdient
das Verhalten der überwiegenden Mehrheit bei
Schlußberathung volle Anerkennung ·

Die Regierung hat nicht minder ein aufrichtiges
und bedeutendes Entgegenkommen bewiesen. Unter den
nicht bewilligten oder eingeschränkt bewilligten Fonds
waren einige, deren Wegfall für die Verwaltung in
hohem Grade drückend ist. Es gilt dies namentlich von
dem außerordentlichen Fonds bei der General-Staats-
kasse, über welchen Se. Majestät der König bisher für
unvorhergesehene Bedürfnisse durch Allerhöchste Ordre
verfügen konnte.

Die Regierung hat auf die freie Verwendung dieses
fast unentbehrlichen Fonds und ebenso auf den polizei-
lichen Dispositions-Fonds für dieses Jahr verzichtet, um
die ersehnte Verständigung über den Staatshaushalt an
ihrem Theile zu fördern.

Der nach jahrelangen Kämpfen mühsam errungenef
Erfolg wird gewiß auch in Zukunft von allen Theilen
sorglich gewahrt und nicht leichthin wieder preisgegeben
werben. Das diesmalige Gelingen wird ein neuer An-
trieb mehr für die Regierung, wie für die Landesvertre-
tung fein, auf ber Bahn einer ersprießlichen Entwickelung
unserer Verfassung durch aufrichtige-s und gewissenhaftes
Zusammenwirken für das Wohl des Landes auch ferner
fortzuschreiten.

- Der 18. Dezember wird ein Tag Von glücklicher
Bedeutung für das preußische Verfassungsleben bleiben.

Die Aufgaben des Norddeutschen Bundes.
Die Vertreter der zum Norddeutschen Bunde ver-

einigten Regierungen sind nunmehr in Berlin versam-
melt, um sich über die Vorlage der Reichsverfassung für
das Norddeutsche Parlament zu verständigen.

Die preußische Regierung,’ von welcher der Plan und
Gedanke des Norddeutschen Bandes von vorn herein
ausgegangen war, hat jetzt die Grundlagen, auf welchen
derselbe errichtet werden soll, in einein umfassenden Ent-,
wurfe dargelegt.

Die thatsåchliche Gestaltung der Dinge in diesem
Jahre und die klar vorliegenden Pläne der preußischen
Regierung für den Norddeutschen Bund lassen es als
einen eitelen Wortstreit erscheinen, wenn hier unb ba
mit großem Eifer erörtert wird, ob der Norddeutsche
Bund ein Vundesstaat oder ein Staatenbnnd oder ein
Einheitsstaat werden soll. Nicht auf Worte und Be-
griffe, mit denen noch dazu die ’abweichendsten Auste-
gungen verbunden werben, kommt es an, sondern auf
«klare und bestimmte Aufgaben und Ziele. Alle früheren
Versuche, einheitliche Staatengebilde in Deutschland zu
schaffen, sind gerade daran gescheitert, daß man sich dabei
mehr an allgemeine Jdeen nnd politische Sel)lagwörter,
als an vorhandene Thatsachen und deren sachgemäße
Weiterbildung hielt: man stellte hochfliegende Verfassungen
für Kaiser und Reich und umfassende Grundrechte für
die deutsche Nation auf; als aber die Verfassung fertig

der

 
 

auf dein Papier stand, da fehlte die Hauptsache dazu,
nämlich der Kaiser und das Reich, —- und so blieb die
Verfassung nebst den Grundrechten ein leeres Luftgebilde.

Die preußische Regierung hat einen anderen, siche-
reren Weg betreten, den Weg der Wirklichkeit nnd der
lebendigen Thatsachen: sie knüpft an das Vorhandene
und Bewährte an, um daraus Neues unb Höheres zu
entwickeln, sie stellt nur Ziele hin, die unmittelbar erreich-
bar sind, deren volle Verwirklichung aber ein weiteres
Vorschreiten auf gleicher Bahn verbürgt.

Der eigentliche Bund wird zunächst das ganze
Nord: und sJJiitteI:.‘Dentfcbianb bis zum Main umfassen,
ein Ländergebiet von nahezu 30 Millionen Deutschen,
die schon jetzt durch ihre gesainmte äußere und geistige
Entwickelung innerlich eng verknüpft sind.

Jn diesem Gebiete soll eine wahrhaft einheitliche
Bundesgesetzgebung alle wichtigen Beziehungen des öffent-
lichen Lebens regeln unb eine volle Gemeinschaft der
bürgerlichen unb staatlichen Interessen begründen.

Die gemeinsame Gesetzgebung des Bandes wird
sich erstrecken auf die volle und unbedingte Freizügigkeit,
auf die Heimaths- und Niederlassungs-Verhältnisse und
und den Gewerbebetrieb, auf die Anlegung von Kolonien
und der Auswanderung nach außerdeutschen Ländern, --
auf bie Zoll- und Handelsgesetze, — auf die Ordnung
des Maaß-, Münz- und Gewichts-Systenis, und der
Grundsätze über die Ausgabe von Papiergeld, —- auf
die allgemeinen Grundsätze des Bankwesens, — auf die
Erfindungspatente, —- auf den Schutz des geistigen
Eigenthums, auf die Sicherung eines gemeinsamen
Schutzes des deutschen Handels im Auslande, der deut-
schen Schifffahrt unb ihrer Flagge zur See und Anord-
nung gemeinsamer Vertretung durch Konsule des Bun-
des, —- auf das Eisenbahnwesen im Interesse der Lati-
desvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs, — auf
den Schiffsabrtsbetrieb, auf den mehreren Staaten ges
meinsamen Wasserstraßen, sowie die Fluß- und Wasser-
zölle, —- auf eine einheitliche Leitung des Post- und
Telegraphenwesens, — auf eine gemeinsame Gott-Prozeß-
Ordnung, ein gleiches Koiikiirs:Verfahreii,Handels- und
Wechselrecht.

Wenn auf allen diesen Gebieten eine einheitliche
Gesetzgebung und eine gleichmäßige Handhabung der
Gesetze von Bundeswegen gesichert werben, so ist damit
die Einheit des nationalen Bewußtseins und der natio-
nalen Entwickelung unzweifelhaft verbürgt.

Die gesetzgeberische Thätigkeit soll von dir Vertre-
tung der Regierungen (in einem »Bundesrath«) nnd
von einer aus allgemeinen Bolkswahlen hervorgehend-en
National-Vertretung mit gleichem Antheile geübt werben:
besonnene Mäßigung und frischer, lebendiger Antrieb
werden sich somit gegenseitig ergänzen.

Jn der Vertretung der Regierungen darf sich nicht
der Uebelstand des alten Bundestages erneuern, daß der
kleinste Staat ersprießliche Absichten für den ganzen Bund
zu vereiteln vermag; Preußen wird an feinem Theile
auch in dem Rathe der Regierungen ein erhebliches Ge-
wicht in die Wagschaale zu werfen haben.
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Die Leitung des Bandes im Ganzen kann nur der·
Krone Preußeus zustehen. Die Bundesgewalts soll das
Recht haben, Krieg zu erklären, sowie Bündnisse und
Verträge zn schließen, Gefandte des Bundes zu ernennen
nnd fremde Gesandte zu empfangen.

Vor Allem soll die Wehrkraft des gesammten Nord-
deutschen Bundes zu Lande nnd zur See unter Preußens
Oberbefehl einheitlich und kräftig organisirt werben.

Die gesammte Landmacht des Bundes wird ein
einheitliches Heer Unter dem Oberbefehl des Königs von
Preußen bilden. Der Oberfeldherr wird die Pflicht und
das Recht haben, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb
des Bundesheeres alle Truppenthiile vollzählig und kriegs-
tüchtig vorhanden sind, und daß die nothwendige Einheit
in der Einrichtung, in Beivaffuung und Kennniaudo, in
der Ausbildung der Mannschaften, sowie in den Anfor-
derungen an die Ofsiziere hergestellt wird; ferner das
Recht, die kriegsbereite Aufstellung des Bundesheeres
anzuordnen.

Die Bundesverfassung wird durch ihre s‚Ziefiimmnn:

prinzen von Sachsen) am Hofe unseres Königs hat
die Hoffnungen auf ein aufrichtig und wahrhaft bun-
desfreundliches Verhältuiß zwischen den beiden Staaten
in hohem Grade bestätigt. König Johann hatte un-
mittelbar nach dem Abschlusse des Friedens sowohl unse-
rem Monarchen, wie seinem eignen Volke gegenüber den
bestimmten nnd festen Willen zu erkennen gegeben, mit
derselben Aufrichtigkeit und Treue, welche er früher auf
Grundder von ihm übernommenen Verpflichtungen nach
anderer Seite bewährt hatte, nunmehr in dem neuen
Bundesverhältnisse zu Preußen stehen zu wollen. Sein
Besuch in Berlin hatte den aiisgeitisocheneu Zweck, ein
neues Zeichen und Unterpfand feiner vollen Hingebung
an die in Gemeinschaft mit Preußen übernommenen
Aufgaben zu sein.

Der Empfang, welcher dem sächsischen Monarchen
am preußischen Hofe zu Theil geworden ist, wird ihm
zunächst einen neuen Beweis der hohen persönlichen Ach- tung gegeben haben, welche ihm nicht nur Seitens Sr.
Majestät ees Königs Wilhelm nnd des Königlichen Han-

gen sichere Gewähr dafür zu geben haben, daß den An- lcs- lOUDMI in QUM bkksigen Kreisen voll jeher gewid-
ordnungen des Oberfeldherrn jeder Zeit unbedingt Folgetmet werben ist·
geleistet werde.

Die Kriegs-Marine der Nord- und Ostsee sollen eine
einheitliche Seemascht unter preußischeni Oberbefehl bil-
den: der König von Preußen wird über die Einrichtun-
gen nnd die Zusammensetzung derselben zu bestimmen
haben.

Der Kieler und der Jahde:Hafeu sollen Bundes-
Kriegshäfen sein. · -

Die Kriegs-Mariue wird zugleich den Schutz der
gemeinsamen Handels-Piorum bilden, deren Fahrzeuge
eine und dieselbe Flagges des Norddeutschen Bunde-J
führen werben.

Wenn auf solchen Grundlagen ein Bund von 30
Millionen Norddeutscher aufgerichtet und darin ein fester
Kern deutscher Macht gewonnen wird, dann kann es
nicht fehlen, daß auch die Beziehungen dieses Bundes

 

Nicht minder aber werden die hohen
Gäste durch ihren Aufenthalt in Berlin den bestimm-
ten Eiudrnck und die Ueberzeugung gewonnen haben,
daß es der preußischen Politik fern liegt, dein sächsischen
Fürstenhanse und dem sächsischen Volke andere nnd schwe-
rere Opfer zuzumnthen, als sie das gemeinsame große
Werk, zu welch-ein die Fürsten und Völker Norddeutsch-
lands jetzt verbündet stud, im Interesse Deutfchlands er-
fordert, —- daß an den maßgebenden Stellen in Preußen
die klare Auffassung vorhanden ist, wie das nationale
Werk um so sicherer gelingen wird, je mehr alle Bethei-
ligte ans eigener, freier Ueberzeugung und Hingebnng
daran mitwirken.

Daß dies von Seiten des Königs Johann in vol-
lem Maße der Fall sein wird, daran lassen seine offenen
und bestimmten rieußeruugen keinen Zweifel zu: ebenso
hat der Kronprinz von Sachsen durch sein ganzes Auf-
treten den Eindruck hinterlassen, daß er mit klarem und

313 Dm} ii’ibbeutidien Staaten in Kurzem bnrd) beionbere entschiedenem Bewußtsein die neue Stellung und Auf-
Bertrage erfolgreich geregelt werden nnd daß in näher-gabe Cccachienö an ber Seite Sprengenö erfaßt bat unb.
Zukunft ein nationales Band so stark nnd wirksam wie
niemals zuvor ganz Deutschland umschlinge.

Zur Durchführung des großen Werkes wird das
Preußische Volk durch die bevorstehenden Wahlen zum
Parlament mitzuwirken haben: das Werk muß gelin-
gen, wenn das Volk fest geeinigi zur Regierung steht
und das Gewicht seiner Zustimmung in die Schaale der
Entscheidung wirft.

Jetzt gilt es, mit gemeinsamer, ungetheilter Kraft
einzustehen für die volle Verwirklichung dessen, was
Preußen durch eine siegreiche und ruhmvolle Politik an-
gebahnt hat. Möge das preußische Volk sich einen kla-
ren, unbefangenen Blick bewahren, um nur solche Män-
ner zu wählen, die unzweifelhaft entschlossen sind, die Re-
gieriiug bei der Durchführung ihres Werkes aufrichtig
und rückhaltlos zu unterstützen.  (Der Besuch des Königs und des Kron-

an seinem Theile durchzuführen bereit ist.
So darf denn der Besuch dir sächsischen Fürsten ge-

rade beim Beginn der Verhandlungen über den Nord-
deutschen Bund, dessen hervorragendste Glieder sie nächst
Preußen sein werben, als ein glückliches Vorzeichen für
eine ächte und erfolgreiche Bundesgemeinschaft gelten.

(Die kirchlichen Verhältnisse in den neuen
Landestheilen) werden vielfach zum Gegenstand der
Beunruhigung der Gewissen gemacht, indem der preußi-
schen Regierung die Absicht zuzelchoben wird, die kirchli-
chen Einrichtungen der alten Landestheile ohne Weiteres
in die neuen Proviuzen übertragen zu wollen. Eine
solche Absicht hat der Regierung unseres Königs von
vorn herein fern gelegen; eine Alter-höchste Kuudgebuug,
welche zunächst in den Angelegenheiten der hannoverschen
Landeskirche ergangen ist, dürfte den Geinüthern in se-
ner Beziehung volle Beruhigung gewähren.
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« Eine weitere Ausdehnung der Amnestie für
Pre.ßvergehen.

Durch die aus Anlaß des ruhmvoll wiederhergestell-
ten Friedens erlassene Amnestie vom 20. September
d. J. hatte Se. Majestät der König unter Anderem
auch denjenigen Personen, welche wegen einer mittelst
der Presse begangenen strafbaren Handlung zu einer

,Freiheits- oder Geldstrafe rechtskräftig verurtheilt wa-
ren, diese Strafe in Gnaden erlassen, ihnen auch die
etwa entzogene Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte
wieder verlieben.

Außer den Freiheits- und Geldstraer können aber
die mittelst der Presse begangenen strafbaren Handlun-
gen, falls die betreffenden Personen während eines ge-
wissen Zeitraums mehrfach verurtheilt worden find, nach
§ 54 des Preßgesetzes vom 12. Mai 1851 auch den
Verlust des Gewerbebetriebs als Buchdrucker, Buchhänd-
ler u. s. w. nach sich ziehen, und find im Laufe der
letzten Jahre auch derartige Verurtheilungen vielfach
erfolgt.

Die Allerhöchste Amneftie erstreckte sich zunächst
nicht auf diese Fälle, da in derselben die Aufhebung  

der so entstandenen Unfähigkeit zum Gewerbebetriebe
nicht ausgesprochen war. .

Auf Grund mehrfacher an die Staatsregierung ge-
richteter Anfragen und Gesuche hat dieselbe jedoch die
in Rede stehenden Verurtheilungen zum Gegenstande
weiterer Erwägung gemacht. Den Absichten und Beweg-
gründen des Allerhöchften Amnestie-Erlasses vom 20.
September fchien es zu entsprechen, auch diejenigen
nachtheiligen Folgen zu beseitigen, welche den wegen
Preßvergehen Verurtheilten aus der Aberkennung der
Befugniß zum Gewerbebetriebe erwachsen sind.

Se. Majestät der König hat deshalb auf den An-
trag der Minister des Innern und der Justiz bestimmt,
daß denjenigen Personen, welche wegen eines bis zum
20. September d. J. mittelst der Presse begangenen
Vergehens oder Verbrechens die Befugniß zum Betriebe
eines der in Rede stehenden Gewerbe aberkannt ist, die
Genehmigung zu diesem Betriebe von den Bezirks-Re-
gierungen nach Maßgabe des § 1 des Preßgesetzes wie-
der ertheilt werden könne, (vorausgesetzt natürlich, daß den
betreffenden Personen nicht aus anderen inzwischen einge-
tretenen Thatsachen ein Bedenken gegen ihre, zu jenem Ge-
werbebetriebe gesetzlich erforderliche Unbescholtenheit entge-
gensteht.)

YrivatsAknzeigem

Kirchlicher LEInzeiger aus Geis.
Am 4ten Sonntage des Advent

Frühpredigt: Herr Diakonus Krebs-.
Amtspredigt: Herr Hofprediger H o h e n th a l.

I
predigen in der Schloß- und Pfarr·-Kirche: l

lNachmittagspredigh Herr Propst Thielmann.

Am lsten heiligen Weihnachtsfeiertage:
Frühpredigt um 4 Uhr: Herr Subdiakonus Schön.
Amtspredigt: Herr Hofprediger Hohe nthal.
Nachmittagspredigt: Herr Diakonus Kr e b s.

Ju der St Salvator-Kirche:
Mittags 12 Uhr: Herr Subdiakonus Schön.

Am 2. heiligen Weihnachtsfeiertage:
Frühpredigt: Herr Subdiakenus Schön.
Amtspredigt: Herr Propst Thielm ann.
Nachmittags-predigt: Herr Diakonus Krebs-.

Jn der Propstkirche:
Mittags 12 Uhr: Herr Propst Thielmaun

  

 

Mittwoch, den 2. ‚feiertag:

GDNGER'E‘ (Streuh-Orchester)
m der Brauerei zu dtbichenort,

ausgeführt von dem Trompeter-Chor des 2. Schlef.
Dragouer-Reg. Nro. 8, unter Leitung des Stabs-

trompeter Herrn Balder.

Entree pro Person 21/2 Sgr. —- Anfang 4 Uhr.
Auch dieses Jahr werde ich mich mit mikros.

kopischer Untersuchung von Schweinefleisch beschäftigen
Bernstadt. Ilaselbach,

prakt. Thierarzt.

 

 

 

Der Weihnachts-Ansverkanf
zuriickgefetzter Modewaaren, bestehend in Kleiderstoffem Shawls, Tüchern 2c. beginnt

Mittwoch, den 5. Dezember.
Als besonders zu Festgefchenlen geeignet offerire ich eine Parthie vorjähriger

Wall-tats, Kragen-Mänte! nnd Zacken
bedeutend unter dem Kostenpreife.

Yernfladi. Joseph Block.    

 

I
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Der ökonomisch-patriotische Verein zu Oels
wird am 22. März 1867 die Vertheilung von Prä-
mien für das verdienstliche ländliche Gesinde der-
jenigen Dominien und Rustikalbesitzer, welche Mit-
glieder des unterzeichneten Vereins sind, wie bisher
vornehmen, weshalb sreundlichst ersucht wird, dieses
Unternehmen durch zahlreiche, bis spätestens den

30. Januar 1867
einzureichende Anmeldungen fördern zu wollen, da
auf später eingehende Nachweise nicht mehr gerück-
sichtigt werden kann. Formulare zu den vorschrifts-
mäßigen Prämiirungs-Nachweisen werden in der
hiesigen Landschafts-Kasse unentgeldlich verabreicht.

Oels, den 12. Dezember 1866.

Directorium des ökonomisch-patriotischen Vereins
von Kessel.

Vorschuß-Verein zu Jöernflaüt.
 

Die Zinsen von den bei unserer Rasse
nieder-gelegten dpareinlagen und Barleben
werden

vom l7. d. Alt-. ab
bis zum

Dezember cr
mit Ausnahme lder Sonn- und Feiertage, in
den Vormittags- Stunden jedesLTage-s ans-
gezahlt werben.

Bernstadt, den H. Dezember 1866.

Der Vorstand »
des Vorschuß-Vereins

M Trockenes birkeues, erlenes und lie-
serues Reisig, sowie auch Stockholz steht aus dem
Dominium Krafchen noch zum Verkauf.

Circa 80 Fuhren

Pflafterfteiue
in verschiedenen Größen sind auf dem
Dominium Luzine 511__paben.__

Für die Abgebrannten in Festenberg sind ferner bei
mir eingegangen und heute an das Comitee abgesendet
worden:

.r

 

 

  

  
von Herrn Oberstlieutenant v. Werner lrtl.-——sgr.——pf.
D. R. aus Bernstadt, für die Abge-
brannten in Festenberg . -._ = 20 = — =
von der Gemeinde Pühlau. l = 4 = 6:
von der Gemeinde Bogschütz . 3 = 7 = l:
vonHerrnDHK . .. —-20--—-

Summa 611L 21 sgr. 7pf-

A. Ludwig.

Jch erbiete mich auch in diesem Winter zu
mikroskopischen Untersuchungen des -Schweinesleisches
auf Trichinen, ä 15 -Sgr. pro Schwein. «Zu
solchen Untersuchungen sind dem Schweine zu ent-
nehmen: die Augen, und Theile aus dem Fleische
an den Kinnbacken, dem Nacken, den Rippen und
dem Zwerchselle. - .

Oels, den 17. Dezember 1866.
Dr. Wossidlo,

Kreis-Physikus.

1 Etr. 3 tlr. 25 sgr»
1

  

Beste englische Soda,

gereinigtes Glauberfalz, 1Ctr. 2111. 15sgr.,
20- —-- -

l4

selbst bereitete gute,
echte Gallusdiute, 1 Eim. 7 tlr. — sgr. 1/4 - 2 - -

10Quart 1 - 15 -
1 - —— - 5 -

Schwefelsäure
im Ballen, 1 Ctr. 3 tlr. 17 sgr. 6 pf.

ausgewogen, l - 4 - —- - — -
4 - 1 - 1 - 3 -
IwPfd - 1 5 6 -

Ebenso empfiehlt ©al51än1e, Sols-Rek-
161110, Kräuter, Wurzeln, åtherifche
Oele 2c zu den billigsteu Preisen

die ZEIrognenhandlung und fitineral-
weisser-Anstalt von Paul Oehlkrug.

___._._.—_.- „.—
  

« bei

W Selierwasser M
30 1/2=Flaschen excl. Flaschen sür 1 tlr. —- sgr. —pf.

- incl. - - 1 - 22 - 6 -
100 - excl. - - 3 - 5 - —- -
100 - incl. - - 5 - 20 - _— -
30 1X1- - excl. - - 1 - 15 - —- -
30 - incl. - - 2 - 15 - —- -

100 s excl. - - 4 - 5 - —- -
100 '= incl. - - 7 - 15 - —- -

verkauft

die Mineralwaffer-Anstalt
von P. Oehlkrng in Oels.

PS. Reine leere Flaschen werden jederzeit zum be-
rechneten Preise zurückgekaust.

Womit-, ä Jl. 10 Satt,
ZunanaekYowlz a.-r1.12 Sgr.

-Höuifch«
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O I , « « » 5 ‑
Herreenstsraße » - n"a V ld C0hn HeZFnlstsricße

- 361. empnehlt zum-bevorstehenden Weihnachtsfeste fein sehr 361.
«-·bede·ntendes Lager - s

Importlrter Hamburger und Bremer Gigarren
und sichert jedem Käufer streng» reele Bedienung zu.

Da der Geschmack der Kanfer sehr verschieden, so bin ich zum Umtausch
jeder Zeit gern bereit.

Auswärtige Aufträge werde ich prompt effeetnirem Preise sind fest.

 

 
 

Oels « Oels
Herrenstricsze , David Gott-II Herrenstritße

-______?’„51_:____ Cigarrews und Damit-Handlung 361»

‚aus, WI'“ « /‑ H·""is,
Herrenstraße, m aß Depot W Herrektftraße

Nro. 361.Nro. 361. der g i e s mn n s do r fe r Hoffen-Fabrik
M welches sich nur TM

im. 361 Herrenstseaske bei David Sohn
befindet, empfiehlt en gros et en dem“

täglich frische, kriiftige Hefe.Herrenstrafze
Nro. 361.

Zu Weihnachts-Gescbeukeu
empfehle ich nächst meinem gut af-
fortirten Waarenl»ager eine
santetie im Preise znrnckgefetzter
Kleiderftosse «

Bemstadt. Gustav Meldner.
E Eine Frau in gesetz-ten Jahren, mit

der Landwirthschast vertraut, sucht eine Stellung als
Wirthin unter soliden Bedingungen, da dieselbe mehr
auf gute Behandlung als auf hohes Gehalt sieht;
Näheres durch Herrn Kaufmann M eidn er
in Bernstadt. «

Dominium M ankerw itz verlangt
zum l. Januar. k. J. einen Ochsen-

Staller.knecht nnd einen

 J
l

 

Herrenstrafze
Dir-V 361.

sizeßnmnmnchung
{EM Die Bekleidnngs-Commission des

unterzeichneten Regiments beabsichtigt die Nen-
anfertignng von Bekleidnith und Ausriistnngs-
stücken an Einst-Handwerker zu vergeben.

Handwerker als: Sattler, Schuhmacher-und
Schneider, welche gesonnen sind, dergleichen Arbeiten
anzunehmen, finden sofortige Beschäftigung nnd sind
die näheren Festsetzungen über die Macherlohnsätze
im Zahlmeisterbiireuu zn erfahren.

Oels, den 20. Dezember 1866.

Königl. 2. schlies. Magnet—62m. litt-r 8.

dumm-schade
siir Herren,-Damen nnd Mädchen

empfiehlt _
G. Meldner.

 

 
 
 

 
 

 

 
 

 

 

      

Marktpreise der Städte Oels und Bernstadt, Marktpreis der Stadt Breslau
vom 15. Dezember 1866. ‘ vom 15. Dezember 1866.

Oels Weizen Normen (Suite. (Srbicn.|33afer. Kartoff. Hm- Str0h- i feine mittel ordin
Prß.Maaß der «Schfl. der Schsl der Schfl der Schfllder Schfl der Schfl der Ctr. daHSchck. —- · Sgr
u.Gewicht. 1«tl.sgr. pf. rtl sgr.pf. rtl.sgr.pf. rtL far.pf.Irtl. sgr. pf. rtl. fgr.pf. rtl. sgr.ps. rtl. sgr.pf. Weiß» Weizen —92———96 8; _ö—l _
Höchster --|— —- 2 5 —- 124 — -— —- l' 3—— —- 30 — —— 24- h 20—Gelber dito 87—-89 84 81
Mittler ——-——— 2 4—-123-—— — 1 2—————-23-—515——Rogen 68 67 65
Niedriger —- —— « —- -— —- ——— —- ————— — — —- 22 — —- — — Get· 57—-58 53 49

Bernftadt, den 15. Dezbr Hafer 34 33 31
Höchstcr 2'26— 2 3— 125—— 2 5— 1 2- ——16-——20— 5 —-—Erbsen 68-—70 64 54
Mittlcr 225——- 2 2—— 124 6——-—— l 1—— -———-——-—-———— ——Kleesaatrotbe —-—— — —
Niedriger 224— 2 1—-124-—-—-— l—-————-— ——-—-— --— dito weiße -—-—-— —-    

 

 

      

    

 


